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10/01 Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG)
10/07 Verwaltungsgerichtshof
Norm

B-VG Art133 Abs4
VwGG §28 Abs3
VWGG 8§34 Abs1
Betreff

Der Verwaltungsgerichtshof hat durch den Vorsitzenden Prasident Dr. Thienel, den Hofrat Mag. Eder und die Hofratin
Mag. Schindler als Richter, unter Mitwirkung der Schriftfihrerin Mag. Gnilsen, in der Revisionssache des A B in C,
vertreten durch Mag.Dr. Helmut Blum, Rechtsanwalt in 4020 Linz, MozartstralRe 11/6, gegen das Erkenntnis des
Bundesverwaltungsgerichts vom 29. September 2020, L512 2158928-1/16E, betreffend Angelegenheiten nach dem
AsylG 2005 und dem FPG (belangte Behorde vor dem Verwaltungsgericht: Bundesamt fUr Fremdenwesen und Asyl),
den Beschluss gefasst:

Spruch
Die Revision wird zurtickgewiesen.
Begriindung

1 Der Revisionswerber, ein Staatsangehoriger des Iran, stellte am 18. August 2015 einen Antrag auf internationalen
Schutz nach dem Asylgesetz 2005.

2 Das Bundesamt fur Fremdenwesen und Asyl wies diesen Antrag mit Bescheid vom 3. Mai 2017 ab, erteilte dem
Revisionswerber keinen Aufenthaltstitel aus bertcksichtigungswiirdigen Grinden, erlieR gegen ihn eine
Ruckkehrentscheidung und stellte fest, dass seine Abschiebung in den Iran zuldssig sei. Die Frist fur die freiwillige
Ausreise legte die Behdrde mit 14 Tagen ab Rechtskraft der Riickkehrentscheidung fest.

3 Die dagegen erhobene Beschwerde wies das Bundesverwaltungsgericht nach Durchfiihrung einer Verhandlung
mit dem Erkenntnis vom 29. September 2020 als unbegriindet ab. Unter einem sprach das Verwaltungsgericht aus,
dass die Erhebung einer Revision gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig sei.

4 Mit Beschluss vom 24. November 2020, E 3833/2020-5, lehnte der Verfassungsgerichtshof die Behandlung der
gegen dieses Erkenntnis an ihn gerichteten Beschwerde ab und trat diese dem Verwaltungsgerichtshof zur
Entscheidung ab. In der Folge wurde die gegenstandliche Revision eingebracht.
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5 Nach Art. 133 Abs. 4 B-VG ist gegen ein Erkenntnis des Verwaltungsgerichtes die Revision zuldssig, wenn sie von
der Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil das Erkenntnis von
der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche Rechtsprechung fehlt oder die zu I6sende
Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird.

6 Nach § 34 Abs. 1 VwWGG sind Revisionen, die sich wegen Nichtvorliegen der Voraussetzungen des Art. 133
Abs. 4 B-VG nicht zur Behandlung eignen, ohne weiteres Verfahren in nichtéffentlicher Sitzung mit Beschluss

zurlckzuweisen.

7 Nach 8 34 Abs. 1a VWGG ist der Verwaltungsgerichtshof bei der Beurteilung der Zulassigkeit der Revision gemal
Art. 133 Abs. 4 B-VG an den Ausspruch des Verwaltungsgerichtes gemaR 8 25a Abs. 1 VwWGG nicht gebunden. Die
Zulassigkeit einer aulRerordentlichen Revision gemal3 Art. 133 Abs. 4 B-VG hat der Verwaltungsgerichtshof im Rahmen

der dafur in der Revision vorgebrachten Griinde (8 28 Abs. 3 VWGG) zu Uberprufen.

8 Der Revisionswerber wendet sich gegen die Beweiswirdigung des Bundesverwaltungsgerichtes. Die in der
Verhandlung befragten Zeugen hitten zum Ausdruck gebracht, dass der Revisionswerber aus innerer Uberzeugung
zum christlichen Glauben konvertiert sei. Ungeachtet dieser eindeutigen Beweisergebnisse und der zahlreichen
auBeren objektiven Umstande, die fur eine ernsthafte Konversion sprachen, habe das Verwaltungsgericht, das eine

nachvollziehbare Begriindung schuldig bleibe, eine Scheinkonversion angenommen.

9 Nach der standigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ist dieser als Rechtsinstanz tatig und im
Allgemeinen nicht zur Uberprifung der Beweiswiirdigung im Einzelfall berufen. Im Zusammenhang mit der
Beweiswurdigung liegt eine Rechtsfrage von grundsatzlicher Bedeutung nur dann vor, wenn das Verwaltungsgericht
die Beweiswlrdigung in einer die Rechtssicherheit beeintrachtigenden, unvertretbaren Weise vorgenommen hat
(vgl. VwGH 21.12.2020, Ra 2020/14/0530, mwN).

10  Der Revisionswerber, der den Erwagungen des Bundesverwaltungsgerichts nichts Konkretes entgegensetzt, zeigt
mit seinem bloR pauschal gehaltenen Vorbringen nicht auf, dass die beweiswirdigenden Uberlegungen des
Verwaltungsgerichts mit einer vom Verwaltungsgerichtshof wahrzunehmenden Mangelhaftigkeit behaftet waren.

(N In der Revision werden sohin keine Rechtsfragen aufgeworfen, denen im Sinn des Art. 133 Abs. 4 B-VG
grundsatzliche Bedeutung zukdme. Die Revision war daher gemaR § 34 Abs. 1 VwWGG ohne weiteres Verfahren

zurlckzuweisen.
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